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Dor VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 9« Februar 1965 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr» Engels und der Bundesrichter 
Hancbeck, Dr. Hauß, Dr» Pfretzschner und Br» Nüßgens
für R e c h t  erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil dos 
3* Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamm/Y/estf» vom 
5« Dezember 1963 ist zurückgenommono

Die Revision des Klägers wird als unzulässig verworfen»

Zur Klarstellung der vorinstanzlichen Urteile wird 
jedoch die Entscheidung zur Hauptsache in dem Urteil der 
6» Zivilkammer des Landgerichts Bielefeld vom 20» Dezember 
1962 wie folgt gefaßt:

1» Der bezifferte Klageanspruch ist dem Grunde nach zur 
Hälfte des geltend gemachten Schadens gerechtfertigt«

2» Der Anspruch auf Zahlung eines angemessenen Schmerzens­
geldes ist, soweit er nicht bereits durch den Zahlungs­
befehl des Amtsgerichts Herford vom 14» November 1961 
anhängig gemacht worden ist, dem Grunde nach zur Hälfte 
gerechtfertigt»

3o Es wird festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, dem Klüger die Hälfte allen weiteren Schadens 
zu ersetzen, der ihn aus seinem Unfall vom 6» November 
1958 entstanden ist oder noch entstehen wird, soweit 
nicht die Ansprüche auf einen Sozialvorsicherungs- 
träger übergegangen sind»

4» Hit seiner weitergehenden Klage wird der Kläger abge­
wiesen 0

Die Kosten des Revisionsverfahrens worden der Beklagten 
auferlegt. Jedoch hat der Kläger der Beklagten einen Kosten­
betrag von 20o- DM zu leisten.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Die Beklagte ließ am 6, November 1958 durch den 
Kläger, einen freiberuflichen Ingenieur, die Krananlage 
ihrer Sperrholzfabrik auf die Möglichkeit untersuchen, sie 
auf ein größeres Hebegowicht umzustellen, Hierbei stürzte 
der Kläger von dem Flachdach einer Maschinenhalle, über 
das der Zugang zur Führerkabine des Laufkranes führte, 
durch ein in das Dach eingelassenes unabge schirmt es Ober- 
lichtfenstor auf den Betonfußboden der Maschinenhalle und 
verletzte sich schwer. Der Kläger hat seinen Schaden für 
die Zeit bis zum 31« Dezember I960 auf 83<>888,48 DM be­
ziffert und hiervon die Hälfte mit 41„944924 DM nebst 
Zinsen von der Beklagten ersetzt verlangt. Weiter hat 
er 2/3 eines in gerichtliches Ermessen gestellten ange­
messenen Schmerzensgeldes gefordert, soweit dieser An­
spruch nicht bereits durch einen am 14, November 1961 er­
wirkten Zahlungsbefehl des Amtsgerichts Herford über 2 000 DM 
geltend gemacht worden ist, und festzustellen beantragt, daß 
die Beklagte verpflichtet sei, ihm in Höhe von 2/3 allen aus 
dom Unfall weiter entstandenen und entstehenden Schaden zu 
ersetzen, soweit nicht ein Anspruchsübergang auf öffent­
liche Versicherungsträger eingetreten ist.

Das Landgericht hat den bezifferten Klageanspruch 
und den Schner&onsgeldanspruch dem Grunde nach zur Hälfte 
für gerechtfertigt erklärt und festgestellt, daß die Be­
klagte verpflichtet ist, dem Kläger allen weiteren aus dom 
Unfall entstandenen oder noch entstehenden Schaden -soweit 
nicht die Ansprüche auf einen öffentlichen Versicherung3träger 
übergegangon sind, - zur Hälfte zu ersetzen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Parteien 
gegen dieses Urteil zurückgev/iesen und in Ergänzung des 
landgerichtlichen Urteils den Kläger mit seiner v/eiterge- 
henden Klage abgewiesen*

Die Beklagte hat gegen das Berufunguurteil mit dem 
Ziele voller KlagÜbweisung Revision eingelegt, dio Revi­
sion jedoch vor der mündlichen Verhandlung zurückgenommen«

Der Kläger hat seinerseits Revision eingelegt, weil 
er meint, hinsichtlich des bezifferten Schadens sei über 
sein Klagebegehren durch fehlerhaften Urteilsspruch in 
der Weise erkannt worden, daß im Ergebnis sein Anspruch 
nur für 1/4 des Schadens dem Grunde nach für gerecht­
fertigt erklärt und sein weitergehendes Ersatzverlangon 
abgewiesen worden sei« Er hat beantragt, das Berufungs- 
urteil insoweit aufzuheben, den bezifferten Klagcancpruch 
den Grunde nach für gerechtfertigt zu erklären und die 
Kosten des Revisionsverfahrens der Beklagten aufzuerlogen*

Die Beklagte hat beantragt, die Revision des Klägers 
als unzulässig zu verwerfen, hilfswoise als unbegründet 
zurückzuweisen»

Entscheidungsgründe:

Die Revision der Beklagten hat sich durch ihre Zurück­
nahme erledigt»
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Dio Revision des Klägers ist unzulässig» Der Kläger 
mißversteht die Entscheidung des Berufungsgerichts, wenn 
er meint, nur für ein Viertel des bezifferten Schadens 
sei ihm ein Ersatzanspruch dem Grunde nach zugebilligt, 
wegen eines weiteren Viertels aber die Klage abgev/iooen 
worden» Das Berufungsgericht hat, um das von ihm gebilligte 
Urteil., dos Landgerichts klarzustellen, den Entscheidungs­
gründen seines Urteils den Hinweis beigefügt, daß sich das 
Erkenntnis dos Landgerichts über den bezifferten Zahlungs­
anspruch dos Klägers auf die Hälfte des vom Kläger mit 
830888,46 DM angegebenen Schadens und nicht etwa auf die 
Hälfte der geltend gemachten Forderung von 41*944,24 DM 
bezieht» Das Berufungsgericht hat den Inhalt der lang- 
gerichtlichon Entscheidung damit richtig gekennzeichnet»
Der Ausspruch in der Urtoilsformel, daß der bezifferte 
Klageanspruch dem Grunde nach zur Hälfte gerechtfertigt 
sei, gab über den Inhalt der Entscheidung keinen Auf­
schluß, ohne daß auf die Urteilsbegründung mit der Er­
örterung des Klagebegehrens zurückgogangen wurde» Aus 
der Urteilsbegründung, wie sie solchenfalls zur Auslegung 
der Urteilsformel herangezogen werden darf und muß 
(vgl» BGHZ 2, 164), ging aber mit ufeutlichkeit hervor, 
daß das Landgericht die Ersatzpflicht der Beklagten ent­
sprechend dem eigenen Begehren des Klägers für die Hälfte 
des vom Kläger mit 83»888,46 DM bezifferten Schadens dem 
Grunde nach bejaht hat» Auch das Berufungsurteil kann 
in der allerdings auch hier wieder notwendigen Zusammen­
fassung von Urteilsformel und Entscheidungsgründen nicht 
anders verstanden werden» Die Revision des Klägers ist 
daher ohne Gegenstandwert und unzulässig ( § 546 ZPO)»
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Statt den Inhalt der landgerichtlichen Entscheidun 
und damit zugleich auch der Entscheidung des Berufungs­
gerichts durch einen Hinweis in den Entochcidungsgründe: 
klarzusteilen, wäre es allerdings geraten gewesen, der 
Urtoilsformol selbst eine deutlichere Passung zu geben* 
Dem ist in dem TJrteilsspruch der Kevisionsentscheidung 
Rechnung getragen worden*

Die Ko3tenentScheidung ergibt sich aus §§ 566, 515 
97, 92 ZPO*

Engels Hanebeck Dr« Hauß
Dr„ Pfrotzschner Dr* Nüßgons
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